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„Starke Gemeinden  -  Fundament der Zukunft“

Verfassung soll Gemeinden vor
finanzieller Überforderung schützen

Stuttgart. Der Staat darf die Kommunen künftig nicht mehr mit neuen Aufgaben belasten, ohne dafür den vollen Finanzausgleich zu übernehmen. Das ist die Hauptforderung des Gemeindetags bei seiner Mitgliederversammlung am Donnerstag (13.10.2005) in Marbach am Neckar.

Der Grundsatz ‚Wer bestellt, zahlt!’ müsse auf der Bundesebene verbindlich eingeführt werden. „Es ist gut, wenn die Föderalismusreform auf der Agenda einer neuen Bundesregierung ganz oben steht. Dazu gehört eine grundlegende Reform der Gemeindefinanzen und das Konnexitätsprinzip,“ sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Der Bund müsse entweder darauf verzichten, den Gemeinden direkt Aufgaben zuzuweisen oder er müsse sich zur Finanzierung verpflichten. Beide Wege bedürften einer Ergänzung des Grundgesetzes.

Die in der Landesverfassung bestehende Regelung zum Schutz der Städte und Gemeinden vor einer finanziellen Überforderung bei einer Aufgabenübertragung durch das Land müsse verbessert werden. „Artikel 71 Absatz 3 unserer Landesverfassung hat Löcher wie ein Schweizer Käse,“ sagte Kehle. Die Kostenregelung könne vom Land zu leicht umgangen werden.

Der Gemeindetag will eine Regelung nach österreichischem Vorbild. Dort müssen die Gemeinden für vom Staat neu geschaffene Aufgaben nur aufkommen, wenn es zuvor eine Einigung über die Kosten gegeben hat. „Vielleicht wird in Österreich deshalb gründlicher über die Kostenfolgen von Gesetzen nachgedacht als bei uns,“ vermutet Kehle. „Österreich hat weniger Probleme mit dem Haushaltsausgleich. Das wünsche ich mir für unser Land auch.“

Anlage: Textvorschlag des Gemeindetags für eine Änderung der Landesverfassung
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Anlage zur Pressemitteilung des Gemeindetags vom 12.10.2005

Formulierungsvorschlag des Gemeindetags

für eine Änderung von Artikel 71 Absatz 3 Landesverfassung:

„Den Gemeinden und Gemeindeverbänden kann durch Gesetz die Erledigung bestimmter öffentlicher Aufgaben übertragen werden. Dabei sind Bestimmungen über die Deckung der Kosten zu treffen. Führen diese Aufgaben oder die Änderung bereits bestehender Aufgaben zu einer Mehrbelastung der Gemeinden oder Gemeindeverbände, so ist ein entsprechender finanzieller Ausgleich im Einvernehmen mit den Gemeinden und Gemein​deverbänden zu schaffen oder beizubehalten. Die nähere Aus​gestaltung erfolgt im Rahmen eines Konsultationsverfah​rens.“
Die Änderungen sind durch Fettdruck hervorgehoben.

Quelle: Gutachten „Das Konnexitätsprinzip in Baden-Württemberg“,
iuscomm Rechtanwälte Schenek und Kortmann, Stuttgart 2005

